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nommen werden kann (vgl. § 15 
Anm. 5).
Anstelle einer Maßnahme der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit kann das 
Gericht die Einweisung in eine psych­
iatrische Einrichtung anordnen, wenn 
die Gründe, die zur verminderten Zu­
rechnungsfähigkeit geführt haben, vor­
wiegend psychopathologischer Natur 
sind, auf die Täterpersönlichkeit ärzt­
lich eingewirkt werden muß und der 
Verzicht auf eine Strafe im Hinblick auf 
den Charakter der Tat, ihre Schwere 
und Auswirkungen auf die Gesellschaft 
vertretbar ist (vgl. OGSt Bd. 12, S. 109, 
OGNJ 1971/17, S. 524).
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3. Abschnitt 
Notwehr und Notstand

V orbemerkung

Handlungen, die in Notwehr, im Not­
stand oder im Widerstreit der Pflichten 
begangen wurden, sind keine Straftaten, 
weil bei ihnen zwei der wichtigsten 
Voraussetzungen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit, die Gesellschafts­
gefährlichkeit oder Gesellschaftswidrig­
keit der Handlung und die Schuld des 
Handelnden, fehlen.
Nach Art. 23 Abs. 1, Art. 10 Abs. 2 und 
Art. 19 Abs. 2 Verfassung der DDR sind 
alle Bürger verpflichtet, die sozialisti­
schen Gesellschaftsverhältnisse, den so­
zialistischen Staat und die Rechte und 
Interessen jedes einzelnen Bürgers zu 
schützen. Diese verfassungsrechtliche

Verpflichtung enthält andererseits das 
Recht jeden Bürgers, Angriffe gegen 
seine Rechte oder Interessen und die 
anderer Bürger, die sozialistische Ge­
sellschaftsordnung oder für diese ge­
sellschaftlichen Verhältnisse drohende 
Gefahren abzuwehren. Diese Abwehr­
handlungen sind gesellschaftlich nütz­
liche Handlungen und daher keine 
Straftaten.
Wer einen Angriff gegen rechtlich ge­
schützte gesellschaftliche Verhältnisse 
oder diesen drohende Gefahren abwen­
det, handelt nicht verantwortungslos, 
sondern entspricht mit seinem Handeln 
den Forderungen, die die sozialistische 
Gesellschaft an ihn stellt.
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